
Von Rainer Kabbert

Bremen. Auf die neue Bundesregierung
warten alte Fragen: Wie lange soll die Bun-
deswehr in Afghanistan bleiben? Für
Oberstarzt a.D. Reinhard Erös ist die Ant-
wort klar. „Wir sollten Afghanistan den Af-
ghanen überlassen“, fordert er. Internatio-
nale Truppen sollten abziehen. Sofort. Und
die afghanischen Sicherheitskräfte ausbil-
den. Auch mit dem Risiko, dass Taliban die
Macht übernehmen und Außenminister
Spanta an der nächsten Laterne henken?

Erös kennt das Land. Seit 1986, als er sich
vier Jahre von der Bundeswehr beurlauben
ließ, um als Arzt die Bevölkerung zu versor-
gen. 1988 zog er mit Ehefrau Annette und
fünf Söhnen ins pakistanische Peschawar,
von dort entwickelte sich ihre „Kinderhilfe
Afghanistan“ zu dem, was sie heute ist: Ein
Netzwerk von Berufsschulen für Mädchen,
„Zukunftswerkstätten“ für Jungen, die So-
larkocher bauen, Computer-Ausbildungs-
zentren, Krankenstationen und Waisenhäu-
ser. Seit 1998 organisiert die Familie die
„Kinderhilfe“ in den Ostprovinzen von Bay-
ern aus. Als Fulltime-Job: 2002 verließ er
nach 35 Jahren die Bundeswehr.

Taliban sind kein Schreckgespenst
Erös fühlt sich sicher in Afghanistan. Die Ta-
liban sind für ihn nicht das Schreckge-
spenst, zu dem der Westen sie stilisiert. Si-
cherlich, sagt er, gibt es Taliban, die Kehlen
durchschneiden, Delinquenten steinigen,
Suizid-Attentate organisieren. Doch es gibt
auch die Taliban, die nur ihren Islam etablie-
ren wollen und gegen einen säkularen Staat
sind. Mit denen ist Erös im kritischen Ge-
spräch. In der Sprache der Paschtunen,
wenn er etwa in einem Dorf eine Mädchen-
schule aufbauen will. Kann er die Dorfältes-
ten überzeugen, ist das Projekt gesichert.

Eine Gratwanderung. „Wenn wir die är-
gern, werden sie auch bösartig“, warnt er.
Und in den letzten Jahren beobachtete Erös
genug Anlässe für diesen Stimmungswan-
del. Westliche Truppen hatten mit Bombar-
dements oftmals Aufständische getroffen
und Zivilisten nicht verschont.

Böses Blut erzeugt auch kulturelle Igno-
ranz, mit der die Armeen auftreten. In einem
Krankenhaus 60 Kilometer von Kabul ent-
fernt, von Erös erbaut, durchkämmten US-
Soldaten auch die Frauenstation nach Tali-
bankämpfern. „Für Afghanen“, meint er,
„ist das doppelt so schlimm wie der von
Deutschen veranlasste Beschuss eines Tank-
lasters bei Kundus“. In dieser mangelnden
Kulturkompetenz erkennt er auch einen

Grund, warum der Westen, so seine Prog-
nose, in Afghanistan scheitern wird.

„Wenn ihr ausländische Soldaten seht,
rennt weg“, lässt er die Kinder an Schulen in-
struieren. Jeeps sind Ziele von Attentaten.
Wo Soldaten sind, könnte geschossen wer-
den. ISAF-Truppen haben nicht mehr das
Image, für Sicherheit zu sorgen. Zumal sie
als Ordnungsfaktor kaum auf den Straßen
präsent sind. Von 4500 Bundeswehrsolda-

ten, beobachtet Erös, verlassen zehn Pro-
zent ihr Lager. Sie beschäftigen sich mit sich
selbst und fliegen nach vier Monaten wie-
der heim, ohne das Land gesehen zu haben.

Sie lassen ein Land zurück, das Erös auf ei-
ner Schräge nach unten sieht. Alles ver-
schlechtert sich. Wirtschaftlich, politisch, mi-
litärisch. Trotz der 400 Milliarden Dollar, die
das Militär verschlungen hat, trotz der 20
Milliarden Dollar, die in zivile Projekte ge-

flossen sind. Oder in die Taschen der War-
lords oder korrupter Beamter. Ein Land am
Abgrund, dem nach Einschätzung von Erös
auch noch so viele Soldaten aus dem Aus-
land nicht helfen können. Die Drogenba-
rone erzählen ihm, dass sie ihre Opiumgel-
der in Dubai anlegen. In Bordellen, Elektro-
handel, Immobilien. Nicht in Afghanistan.
Die Taliban kommen wieder an die Macht,
sagen sie, da wollen sie sich schon mal einen
Altersruhesitz im Ausland zulegen.

Die Taliban, ausgebildet und fanatisiert
in Pakistans Koranschulen, werden gewin-
nen, stimmt Erös zu. „Dann werden sie Au-
ßenminister Dadfar Spanta, den Professor
aus Freiburg, an der Laterne aufhängen.“
Wäre das nicht ein Grund, mit internationa-
len Truppen im Land zu bleiben? „Die Tali-
ban kommen an die Macht, so oder so“, sagt
er. „Afghanen sollen selbst entscheiden,
welches System sie wollen. Und wenn sie
westliche Demokratie nicht wollen. . .“

Nein, Erös ist nicht grundsätzlich gegen
militärische Lösungen, fühlt sich nicht als Pa-
zifist. Er ist, war ja vom Fach. Nahkämpfer.
Scharfschütze. Oberster Arzt der Division
Spezielle Operationen in Calw, Bataillons-
kommandeur beim UN-Einsatz in Kambo-
dscha, Berater von Kofi Annan, als der noch
das UN-Peacekeeping Departement leitete.

Erös informiert die Politik
Von seinen Erfahrungen in Afghanistan wol-
len Politik und Militärs auch heute noch pro-
fitieren. Diese Woche unterrichtete Erös in
Brüssel hohe Nato-Militärs, vorletzte Woche
bat Guido Westerwelle zum Gespräch, regel-
mäßig informiert er Verteidigungsminister
Franz Josef Jung. In der Polizeiakademie
Münster vermittelt er der polizeilichen Elite
Kulturkompetenz, in der Polizeiakademie
Lübeck bildet er Polizisten aus, die nach Af-
ghanistan gehen. Ganz ohne Hoffnung auf
eine Zukunft ohne radikale Taliban an der
Macht scheint Erös nicht zu sein.

Doch vor allem konzentriert er sich auf
seine „Kinderhilfe“, die er mit Spenden fi-
nanziert. Hier 100000 Euro von der RTL-
Sendung „Einer wird Millionär“, dort Geld
von der Peter-Ustinow-Stiftung oder vom
Bremer Ökumenischen Gymnasium, das ei-
nen Spendenlauf organisierte. Aber auch
seine Bücher bringen liquide Mittel („Tee
mit dem Teufel“, „Unter Taliban, Warlords
und Drogenbaronen“).

Was aber, wenn die internationalen Trup-
pen abzögen und im Kabuler Präsidenten-
Palast der ultrareligiöse Taliban-Chef Mul-
lah Omar regierte? Wie viel Freiheit bliebe
Erös dann noch?

Tel Aviv·Gaza·Ramallah (wk). Ein erster
Teilerfolg deutscher Vermittler hat neue
Hoffnungen auf einen baldigen Gefange-
nenaustausch in Nahost ausgelöst. Hamas-
Sprecher Ismail Radwan dankte gestern
dem Vermittler und der deutschen Regie-
rung für die Bemühungen zur Freilassung
von insgesamt 20 Palästinenserinnen aus is-
raelischer Haft. Zuvor hatte sich auch die Fa-
milie des entführten israelischen Soldaten
Gilad Schalit beim Vermittlungsteam be-
dankt. Die Hamas hatte den Angehörigen
des Soldaten nach 1195 Tagen Gefangen-
schaft das allererste Video mit einem Le-
benszeichen zukommen lassen.

Darin gibt der 23-Jährige an, dass er sich
gesundheitlich gut fühle und von seinen Ent-
führern „ausgezeichnet“ behandelt werde.
Er hoffe, dass die Regierung von Benjamin
Netanjahu „die Gelegenheit nicht vergeu-
det, eine Vereinbarung zu erreichen, in de-
ren Folge sich am Ende mein Traum erfüllt
und ich frei sein werde“, sagt Schalit. Zum
Abschluss der 2.42 Minuten langen Bot-
schaft steht der Soldat auf und läuft einige
Schritte in Richtung Kamera – als Beweis da-
für, dass er unverletzt ist und laufen kann.

Hamas-Sprecher Radwan bezeichnete
die Freilassung der Palästinenserinnen als
„ersten Regentropfen“. „Wir verlangen von
dem deutschen Vermittler, dass er noch
mehr Anstrengungen unternimmt, um so
schnell wie möglich eine Vereinbarung zu
erreichen“, sagte Radwan. Der de facto
oberste Hamas-Führer im Gazastreifen,
Mahmud al-Sahar, sagte im Gespräch mit
dem Hamburger Nachrichtenmagazin „Der
Spiegel“, er rechne mit einem Ende des Ent-
führungsdramas in einigen Wo-
chen, höchstens in ein paar Mo-
naten. Al-Sahar lobte den vom
Bundesnachrichtendienst ent-
sandten Agenten, der zwischen
Israel und der Hamas vermittelt:
„Seit er dabei ist, laufen die Ver-
handlungen sehr professionell.“

Israels Ministerpräsident Ben-
jamin Netanjahu sagte: „Der
Weg vor uns ist noch lang und
mit vielen Schwierigkeiten ge-
pflastert.“ Die Hamas fordert,
dass Israel als Gegenleistung für
die Freilassung Schalits 1000 pa-
lästinensische Gefangene in die

Freiheit entlässt. Im Zuge des ersten Teilaus-
tausches waren am Freitag 18 Frauen ins
Westjordanland entlassen worden. Rund
500 jubelnde Familienmitglieder hatten sie
am Grenzübergang Betunia empfangen. Im
Gazastreifen bereitete die Hamas der entlas-
senen Palästinenserin Fatima Sak einen gro-
ßen Empfang. Die 42 Jahre alte Mutter von
neun Kindern war im Mai 2007 am Grenz-
übergang Erez festgenommen worden, weil
sie nach israelischen Angaben einen Selbst-

mordanschlag geplant hatte.
Eine 20. Palästinenserin soll am
heutigen Sonntag freigelassen
werden und ebenfalls nach
Gaza zurückkehren.

Der Austausch war von einem
deutschen Vermittler eingefä-
delt worden, dessen Identität in
Israel nicht offengelegt werden
darf. Die „Jerusalem Post“ be-
richtete von einem Vermittlungs-
team unter Leitung des BND-
Präsidenten Ernst Uhrlau. Der
BND hat große Erfahrung mit
der Vermittlung zwischen Israel
und militanten Gruppierungen.

Bremen (rk). Abzug aus Afghanistan oder
auf lange Jahre bleiben? Für Außenminister
Frank-Walter Steinmeier ist die Wahl eine
andere. In einem Zehn-Punkte-Papier for-
dert er die Fortsetzung des militärischen
und zivilen Engagements, gleichzeitig aber
auch einen klaren Fahrplan für den Ab-
schluss des militärischen Einsatzes. Präsi-
dent Hamid Karsai hofft auf das Jahr 2015.

Was würde passieren, wenn die internatio-
nalen Truppen sofort abgezogen würden?
Das Auswärtige Amt antwortet mit der oft
formulierten Begründung für den Bundes-
wehreinsatz, Afghanistan dürfe nicht wie-
der zum Rückzugsgebiet für den Terroris-
mus werden. Eine seltsam anmutende For-
mulierung angesichts fast täglich explodie-
render Bomben selbst im vergleichsweise ru-
higen Norden des Landes. Also dort, wo die
Deutschen stationiert sind. Die Ministeri-
ums-Sprecherin suggeriert demgegenüber,
Terrorismus würde zur Zeit von Afghanis-
tans Grenzen ferngehalten.

Schließlich wird die Sprecherin doch ein
wenig konkreter, als sie erneut nach denk-
baren Folgen eines Truppenabzugs gefragt
wird. Doch ach, ihre Aussage zu Mädchen-
schulen erscheint ihr dann so sehr brisant
und so wenig abgestimmt mit dem Minister,
dass sie den harmlosen Satz für die Öffent-
lichkeit sperrt. Dabei hätte er helfen kön-
nen, beim Bürger Verständnis für den Bun-
deswehreinsatz zu wecken. So bleibt’s denn
im Volke bei der Zwei-Drittel-Ablehnung
und dem Wunsch nach baldigem Rückzug.

Steinmeier hat immerhin eine vage Exit-
Perspektive: „Je schneller afghanische Ar-
mee und Polizei in der Lage sind, selbst für
Sicherheit im Land zu sorgen, desto früher
können die internationalen Truppen abzie-
hen.“ Allerdings hegt der Außenminister
Zweifel an den Möglichkeiten der afghani-
schen Staatsorgane – und somit auch an den
Chancen für einen baldigen Abzug: Es ge-
lingt „außerhalb der Städte noch nicht, die
Grundbedürfnisse der Bürger zu sichern
oder Rechtssicherheit zu gewährleisten.“

Offenbar wird jetzt statt an Abzug an
mehr Soldaten gedacht. Im Verteidigungs-
ministerium wird über die Aufstockung des
deutschen Kontingents von 4500 auf 7000
gesprochen. Einige Grüne wie die Bundes-
tagsabgeordnete Marieluise Beck und ihr
Mann Ralf Fücks denken offenbar ähnlich:
„Vermutlich haben die Amerikaner recht,
wenn sie jetzt eine allseitige Verstärkung
des zivilen und militärischen Engagements
betreiben, um die Lage zu konsolidieren
und damit die Voraussetzungen für einen
künftigen Rückzug zu schaffen.“

Im kritischen Dialog mit den Taliban
Ex-Oberstarzt Erös baut seine Kinderhilfe in Afghanistan aus – und plädiert für den Abzug der Bundeswehr

Von Sabine Doll und Rainer Kabbert

Bremen. Der künftigen Bundesregierung
droht der politische Druck von der Straße.
Union und FDP wecken Hoffnungen, aber
auch Befürchtungen in gesellschaftlichen
Gruppen. In den Politikfeldern Gesundheit,
Umwelt, Arbeitsmarkt und Entwicklungszu-
sammenarbeit melden sich Vertreter zu
Wort, die klare Forderungen an Schwarz-
Gelb haben – und zur Not bereit wären, zivi-
len Widerstand zu üben. Auch die Kirche
würde sich engagieren.

Besonderes Reizthema ist die von Union
und FDP angestrebte Laufzeitverlängerung
von Kernkraftwerken. „Wenn die Regie-
rung den Atomkonsens aufkündigt, wird es
entsprechende Reaktionen geben“, vermu-
tet Helmut Horn, einer der drei Bremer Lan-
desvorsitzenden des BUND (Bund für Um-
welt und Naturschutz Deutschland). „Zivi-
ler Widerstand mit vielfältigen Formen öf-
fentlichen Protests würde die Folge sein.“

Auch in der Kirche, vermutet Renke
Brahms, Schriftführer der Bremischen Evan-
gelischen Kirche, „würden sich viele Christ-
menschen deutlich engagieren“, wenn die
Kernkraftwerke tatsächlich länger am Netz
wären. Die Kirche, meint Brahms, sei auch
eine „politische Kraft, wobei die Energie

aus unserer geistlichen Kraft gewonnen
wird. Wir mischen uns ein.“

Brahms formuliert drei weitere Forderun-
gen an die künftige Bundesregierung aus
FDP und Union. Erstens: Nach der „erschre-
ckenden“ Beteiligung an der Bundestags-
wahl sollte die Bürgerbeteiligung ausge-
baut werden, um Politikverdrossenheit zu
überwinden. Zweitens: Als EKD-Friedens-
beauftragter fordert er einen Strategiewech-
sel in Afghanistan: Weg von militärischen
Konfliktlösungen, hin zu wirtschaftlichem
und sozialem Ausbau. Drittens: Die Bundes-
regierung sollte hohe Sensibilität für die
wachsende gesellschaftliche Spaltung in
Arm und Reich durch die Wirtschaftskrise
entwickeln.

Auch der Landesverband Niedersachsen-
Bremen des Sozialverbands VDK blickt mit
Sorge auf die soziale Entwicklung in
Deutschland. Ein Nein der neuen Bundesre-
gierung zum Mindestlohn könnte die Alters-
armut verschärfen, meint Jürgen Wachten-
dorf, Leiter der Abteilung Sozialpolitik. Mit
Niedriglöhnen lasse sich keine angemes-
sene Alterssicherung erreichen. „Auch dür-
fen Rentner, Kranke und Pflegebedürftige
nicht zu Opfern der Wirtschaftskrise wer-
den, da diese nicht von ihnen verursacht
wurde“, fordert Wachtendorf. Es wäre eine

absolute Ungerechtigkeit, bei den Sozialleis-
tungen den Rotstift anzusetzen, um das frei
werdende Geld beispielsweise in Steuersen-
kungen für Unternehmen zu investieren.

Über Tendenzen auf dem Arbeitsmarkt
sind auch die Gewerkschaften besorgt, spe-
ziell über FDP-Pläne zu Kündigungsschutz
und Mitbestimmung. „In beiden Bereichen
will die FDP Arbeitnehmerrechte einschrän-
ken“, kritisiert Volker Stahmann, 2.Bevoll-
mächtigter der Bremer IG Metall. Wenig
Hoffnungen hat er, dass ein genereller Min-
destlohn und sinnvolle Regeln für Leihar-
beit eingeführt werden. „Es wird sich aber
nicht alles auf der Straße abspielen“, meint
Stahmann in Hinblick auf Handlungsmög-
lichkeiten der Gewerkschaften. „Wir wollen
auch dialogfähig mit der Regierung sein.“

Auf Belastungen durch die künftige
schwarz-gelbe Gesundheitspolitik stimmt
der Bremer Gesundheitsexperte Gerd
Glaeske ein. Die Krankenkassen werden hö-
here Zusatzbeiträge von ihren Versicherten
fordern können, vermutet der Professor. Der-
zeit ist der Beitrag auf ein Prozent des Ein-
kommens gedeckelt. Weitere Einschnitte be-
fürchtet Glaeske beim Leistungskatalog der
Gesetzlichen Krankenversicherung: „Die
FDP wird den Versuch machen, ihn auf ei-
nen Basiskatalog abzuspecken, der nicht

mehr alles beinhaltet, was jetzt bezahlt
wird.“ Denkbar sei auch ein Erstattungssys-
tem, bei dem Versicherte ihre Rechnung
beim Arzt bezahlten und sich die Kosten spä-
ter von der Krankenkasse erstatten ließen.

Mit gemischten Gefühlen warten Nichtre-
gierungs-Organisationen auf die künftige
Entwicklungszusammenarbeit mit dem Sü-
den. „Es wäre eine ziemliche Katastrophe,
wenn sich die FDP mit ihrer Forderung nach
Abschaffung des Entwicklungshilfe-Minis-
teriums durchsetzen würde“, sagt Gertraud
Gauer-Süß, Geschäftsführerin des Bremer
Zentrums für Menschenrechte und Entwick-
lung. Das Thema der Nord-Süd-Zusammen-
arbeit würde dann kaum noch öffentlich
wahrgenommen, vermutet sie. Auch die von
der Union anvisierte Konzentration der Ent-
wicklungshilfe auf die ärmsten Länder un-
ter Ausklammerung der Schwellenländer
hält Gauer-Süß für falsch. Denn trotz wach-
senden Wohlstands in Staaten wie Indien
und Brasilien lebten dort immer noch sehr
viele Menschen in Armut.

Mit Schwarz-Gelb verbinden sich aber
auch Hoffnungen. Beim Thema innovative
Mobilität, sagt Horn vom BUND, könnte die
neue Koalition Zeichen setzen: Wenn das
Elektroauto in den kommenden Jahren wei-
ter angeschoben würde.

Moskau (dpa). Die Außenminister Russ-
lands und der USA, Sergej Lawrow und Hil-
lary Clinton, wollen am 13. Oktober in Mos-
kau ihre Gespräche zur atomaren Abrüs-
tung fortsetzen. Bei dem Treffen werde ein
erster konkreter Textentwurf für das Nach-
folgeabkommen zum START-Vertrag über
die Reduzierung strategischer Offensivwaf-
fen diskutiert, teilte das russische Außenmi-
nisterium gestern mit. Die vergangenen Ge-
spräche auf Expertenebene in Genf seien in
„sachlicher, konstruktiver Atmosphäre“ ver-
laufen, hieß es weiter. Der START-Vertrag
läuft im Dezember aus.

Tegucigalpa (afp). Die Putschregierung in
Honduras ist jetzt offenbar zu Gesprächen
mit dem gestürzten Präsidenten Manuel Ze-
laya über Auswege aus der Krise bereit.
Noch in der kommenden Woche, möglicher-
weise sogar noch vor dem Beginn einer rang-
hohen Vermittlungsmission am Mittwoch,
würden sich Vertreter beider Lager treffen,
kündigte der Vertreter der Organisation
Amerikanischer Staaten, John Biehl, in der
honduranischen Hauptstadt Tegucigalpa
an. Direkte Gespräche zwischen Zelaya und
Übergangspräsident Roberto Micheletti
schloss Biehl allerdings weiterhin aus.

Rangun (dpa). Die birmanische Oppositions-
führerin Aung San Suu Kyi ist gestern erst-
mals seit 20 Monaten wieder mit einem Ver-
treter der Militärjunta zusammengetroffen.
Der für die Beziehungen zur Opposition zu-
ständige Minister Aung Kyi sprach mit der
Friedensnobelpreisträgerin im Gästehaus
der Regierung in Rangun, berichteten Regie-
rungs- und Oppositionsvertreter. Suu Kyi
steht seit Jahren unter Hausarrest. Der In-
halt des knapp einstündigen Gesprächs war
zunächst nicht bekannt. Das Treffen ließ
aber Hoffnung auf Entspannung zwischen
Militärregime und Opposition keimen.

Tokio (afp). Gegen den neuen japanischen
Ministerpräsidenten Yukio Hatoyama wird
wegen eines Spendenskandals ermittelt.
Gut zwei Wochen nach seinem Amtsantritt
habe die Staatsanwaltschaft Untersuchun-
gen gegen den Regierungschef eingeleitet,
berichtete die Zeitung „Yomiuri“ gestern.
Im Juni hatte der damalige Oppositionsfüh-
rer zugegeben, dass sein Büro seit 2005
Spenden falsch abgerechnet hatte. Auf den
Spendenlisten hatten unter anderem die Na-
men von Toten gestanden. Hatoyama macht
einen früheren Mitarbeiter für die unrecht-
mäßigen Verbuchungen verantwortlich.

Gilad Schalit in dem
neuen Video. FOTO: DPA

Istanbul (dpa). Die sieben führenden Indus-
triestaaten G7 lassen den Zeitpunkt für ei-
nen Ausstieg aus ihren milliardenschweren
Hilfsprogrammen gegen die Krise vorerst of-
fen. Voraussetzung sei, dass „die Erholung
sichergestellt ist“, teilten die Finanzminister
und Notenbankchefs der G7 gestern nach ei-
nem Treffen in Istanbul mit. Es gebe „kei-
nen Spielraum für Selbstzufriedenheit“. Die
Wachstumsaussichten seien zunächst noch
schwach, die Lage auf dem Arbeitsmarkt
verbessere sich vorerst nicht.

Die Ressort- und Notenbankchefs beton-
ten jedoch, dass es seit einigen Monaten An-
zeichen für eine globale Wirtschaftserho-
lung gebe. Die Staatengemeinschaft habe
mit entschlossenen Maßnahmen dazu beige-
tragen, die Stabilität der Finanzmärkte wie-
derherzustellen und die Konjunktur anzu-
kurbeln. Die G7 unterstrichen ihren Willen
zur Zusammenarbeit mit den 20 wichtigsten
Wirtschaftsmächten, um die während des
G20-Gipfels in Pittsburgh vorigen Monat
vereinbarten Ziele zu erreichen. Auf dem
Treffen war beschlossen worden, dass die
G20 die G7/G8 als wichtigstes Forum für in-
ternationale Wirtschaftspolitik ablöst.

Auch die Taliban werden beim Schulbau gefragt: Reinhard Erös, Gründer der Kinderhilfe Afghanis-
tan, mit Leiterin (links) und Absolventin einer Nähschule. FOTO: FR
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